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Termin/Projekt:  BPL Schwäbisch Gmünd Nachhaltiger Technologiepark 

ASPEN 

15.01.2024 

 

 

 

Stellungnahme Abteilung 5: Referat 55 und 56 

 

Naturschutz: 

Naturschutzgebiete sowie Flächen des Artenschutzprogramms Baden-Württemberg 

sind vom Vorhaben nicht betroffen.  

 

Die Bebauungsplanfläche liegt jedoch innerhalb von Such- und Kernräumen von 

Biotopverbundflächen mittlerer Standorte (vgl. Fachplan Landesweiter Biotopverbund, 

LUBW, 2014). Sollten diese Flächen überplant werden, so wird unter 

naturschutzrechtlichen Gesichtspunkten auf § 22 Abs. 2 NatSchG BW i.V.m. § 21 

BNatSchG verwiesen, wonach alle öffentlichen Planungsträger bei ihren Planungen 

die Belange des Biotopverbundes zu berücksichtigen haben. Auch ist der 

Biotopverbund im Rahmen der Eingriffsregelung zu berücksichtigen.  

 

Im Vorhabenbereich wurden mehrere FFH-Mähwiesen (FFH-Lebensraumtyp 6510 od. 

6520) kartiert. Wir weisen darauf hin, dass erhebliche Beeinträchtigungen von FFH-

Mähwiesen einen naturschutzrechtlichen Eingriff nach § 14 Abs. 1 BNatSchG 

darstellen und somit möglichst zu vermeiden sind.  

Seit März 2022 unterliegen FFH-Mähwiesen zudem einem gesetzlichen Schutz als 

geschütztes Biotop nach § 30 BNatSchG. Damit wird für unvermeidbare Eingriffe in 

FFH-Mähwiesen eine Ausnahme nach § 30 Abs. 3 BNatSchG und eine enge 

Abstimmung mit der zuständigen unteren Naturschutzbehörde erforderlich.  

 

Darüber hinaus befinden sich nördlich des Vorhabenbereiches nach § 30 BNatSchG 

und § 33 NatSchG gesetzlich geschützte Biotope. Soweit im Rahmen der 

Maßnahmenumsetzung bzw. des Ausbauvorhabens in geschützte Biotope 

eingegriffen werden sollte, wäre gemäß § 30 Abs. 3 BNatSchG, § 33 Abs. 3 Nr. 2 

NatSchG mit der zuständigen unteren Naturschutzbehörde zu klären, ob es einer 

Ausnahme bedarf und ob diese erteilt werden könnte.  
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Sollten nach der Beurteilung der zuständigen unteren Naturschutzbehörde innerhalb 

des Aktionsraumes der im Eingriffsbereich befindlichen Zauneidechsenpopulation 

keine Ersatzhabitate zur Umsetzung gefunden werden, so ist eine Umsiedlung der 

Tiere in entferntere Habitate notwendig. Dies bedarf einer Ausnahme nach § 45 

BNatSchG, wofür ein entsprechender Antrag beim Regierungspräsidium Stuttgart 

(Referat 55) zu stellen ist. Im Rahmen des Ausnahmeantrags ist insbesondere 

darzulegen, wo sich die Ersatzflächen konkret befinden und dass sie artgerecht 

aufgewertet wurden. Des Weiteren sind die Art und Weise des Vorgehens bei der 

Umsiedlung, der Zeitraum, die Nutzung von Hilfsmitteln sowie die Voraussetzungen 

des § 45 Abs. 7 BNatSchG darzulegen.  

 

Sofern im Rahmen der Vergrämung/Umsetzung/Umsiedlung beim Fang von im 

Eingriffsbereich befindlichen Zauneidechsen eine Schlinge verwendet werden soll, 

bedarf es für den Schlingenfang darüber hinaus einer Ausnahme gemäß 

§ 4 Abs. 3 BArtSchV von dem Verbot nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 BArtSchV. Der Antrag ist 

frühzeitig beim Regierungspräsidium Stuttgart (Referat 55) zu stellen. In dem Antrag 

sind die Voraussetzungen des § 4 Abs. 3 BArtSchV entsprechend darzulegen. 

 

Nach den vorgelegten Kartierungen besteht für die Feldlerche ein Ausgleichsbedarf, 

welcher auf geeigneten Ackerflächen umzusetzen ist. Konkrete Flächen wurden zum 

jetzigen Stand der Planung nicht definiert und in diesem Zusammenhang lediglich 

darauf verwiesen, dass die genauen Maßnahmenstandorte noch im Zuge des 

Bebauungsplanverfahrens benannt werden. Auch im Hinblick auf die Sicherung der 

kontinuierlichen Funktionalität der CEF-Maßnahmen sind vom Vorhabenträger vor 

Satzungsbeschluss konkrete Flächen zum Ausgleich der Feldlerchenthematik zu 

benennen, welche die im Gutachten genannten Kriterien (saP ASPEN S. 19) erfüllen 

und mit der zuständigen unteren Naturschutzbehörde abzustimmen. 

 

Die weitere naturschutzfachliche Beurteilung sowie die artenschutzrechtliche Prüfung 

gem. §§ 44 ff BNatSchG obliegen jedoch grundsätzlich zunächst der unteren 

Naturschutzbehörde. Nur dann, wenn für streng geschützte Tier- und Pflanzenarten 

eine Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG oder eine Befreiung nach § 67 BNatSchG 

erforderlich ist, bedarf es eines Antrags an das Regierungspräsidium (Referat 55). 

Gleiches gilt, wenn es für streng geschützte sowie für nicht streng geschützte Arten 

zusammen einer Ausnahme oder Befreiung bedarf.  

 

Ergänzende Hinweise: 
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Wenn Festsetzungen eines BPL mit den Regelungen einer naturschutz- bzw. 

artenschutzrechtlichen Verbotsregelung nicht zu vereinbaren sind, ist der BPL 

mangels Erforderlichkeit dann unwirksam, wenn sich die entgegenstehenden 

naturschutz- bzw. artenschutzrechtlichen Regelungen als dauerhaftes rechtliches 

Hindernis erweisen. Wirksam ist der BPL hingegen, wenn für die geplante bauliche 

Nutzung die Erteilung einer Ausnahme oder Befreiung von diesen Bestimmungen 

rechtlich möglich ist, weil objektiv eine Ausnahme- oder Befreiungslage gegeben ist 

und einer Überwindung der naturschutz- bzw. artenschutzrechtlichen Verbotsregelung 

auch sonst nichts entgegensteht. 

 

Im Zusammenhang mit der geplanten Errichtung neuer Gebäude ist der gesetzliche 

Artenschutz nach § 44 BNatSchG, hier insbesondere auch mögliche Vorkommen von 

Vögeln und Fledermäusen, zu berücksichtigen. Hierzu möchten wir auf Folgendes 

hinweisen: 

 Das Risiko einer signifikanten Erhöhung von Vogelschlag an Glasbauteilen ist 

gemäß § 44 BNatSchG zu vermeiden. Daher sind grundsätzlich große 

Glasflächen und Über-Eck-Verglasungen möglichst auszuschließen. Wir 

verweisen in diesem Zusammenhang auch auf die Broschüre des LBV 

"Vogelfreundliches Bauen mit Glas und Licht". 

 Informationen für nachhaltige Beleuchtungskonzepte zum Schutz von 

Menschen, aber auch zum Schutz von z.B. Insekten und nachtaktiven Tieren 

geben Ihnen Publikationen des "Projektes Sternenpark Schwäbische Alb" sowie 

des "Biosphärenreservates Rhön" (Stichwort: Außenbeleuchtung). 

 Falleneffekte, insbesondere für Kleintiere, sollten durch engstrebige 

Gullydeckel und engmaschige Schachtabdeckungen reduziert werden. 

 Es wird angeregt, an Bäumen des Plangebiets sowie an oder in 

Gebäudefassaden künstliche Nisthilfen für Vögel und künstliche Quartiere für 

Fledermäuse anzubringen. Bei der Initiierung bzw. Organisation einer 

dauerhaften Betreuung der Nisthilfen und Quartiere können ggf. die örtlichen 

Naturschutzvereinigungen unterstützen. 

 Des Weiteren wird angeregt, nicht nur auf öffentlichen, sondern auch auf 

privaten Grünflächen im Plangebiet möglichst standortheimische Bäume, 

Sträucher, Stauden und Gräser zu verwenden.  

 Durch dauerhafte extensive Begrünung von Flachdächern und schwach 

geneigten Dachformen verringert sich der Abfluss von Niederschlagswasser 

und gleichzeitig werden Nahrungshabitate für zahlreiche Tierarten geschaffen. 

https://www.lbv.de/files/user_upload/Dokumente/Positionen%20und%20Politika/Vogelschlag/Brosch%C3%BCre%20Glas%20Vogeltod%20am%20Fenster%20LBV.pdf
https://www.sternenpark-schwaebische-alb.de/richtig-umruesten.html
https://www.biosphaerenreservat-rhoen.de/service/publikationen/
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Vor Baubeginn ist deshalb u.a. mit der zuständigen unteren Naturschutzbehörde ein 

Maßnahmenkonzept abzustimmen. 

 

 

Für Rückfragen stehen Ihnen  

Herr Kitz  0711/904-15509,  Claudius.Kitz@rps.bwl.de und  

Frau Rübesam  0711/904-15611  Ella.Ruebesam@rps.bwl.de zur Verfügung.  

mailto:claudius.kitz@rps.bwl.de
mailto:ella.ruebesam@rps.bwl.de



